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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Umsatzsteuerliche Behandlung von Gebühren als durchlaufender 
Posten oder Leistungsentgelt 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 11. Januar 2023 ein 
Schreiben veröffentlicht, nach dem die Grundsätze des BFH-Urteils vom 3. Juli 
2014, V R 1/14, insoweit nicht über den entschiedenen Einzelfall hinaus 
anzuwenden sind, als der BFH als Voraussetzung eines durchlaufenden Postens 
dessen korrespondierende Behandlung in der Buchführung des Steuerpflichtigen 
fordert. 

Hintergrund 

Der BFH hat in seinem Urteil vom 3. Juli 2014, V R 1/14, entschieden, dass 
Gebühren durchlaufende Posten sind, auch wenn sie gesamtschuldnerisch vom 
Unternehmer und Leistungsempfänger geschuldet werden. 

Dies steht im Widerspruch zu Abschnitt 10.4 Abs. 4 Satz 1 UStAE. Demnach 
würde die Annahme eines durchlaufenden Postens ausscheiden, wenn der 
Unternehmer die Beträge gesamtschuldnerisch mit dem Empfänger seiner 
Leistung schuldet. Zukünftig kommt es auf dieses Kriterium nicht mehr an. 
Abschnitt 10.4 Abs. 4 wird daher neu gefasst. 

Auslegung BFH-Urteil vom 3. Juli 2014, V R 1/14 

Der Wortlaut des § 10 Abs. 1 Satz 5 UStG enthält keine ausdrückliche 
Verpflichtung zur korrespondierenden buchhalterischen Behandlung als 
durchlaufender Posten. 
 
Hierzu hat der BFH in seinem Urteil vom 3.7.2014 - V R 1/14, entschieden, dass § 
10 Abs. 1 Satz 5 UStG richtlinienkonform in der Weise auszulegen ist, dass 
Beträge, die ein Steuerpflichtiger in fremdem Namen und für fremde Rechnung 
vereinnahmt hat, nur dann als durchlaufender Posten zu behandeln sind, wenn 
sie auch in seiner Buchführung als durchlaufende Posten verbucht worden sind. 
Dem Unternehmer stünde damit ein Wahlrecht zu. 
 
Zur Begründung verweist der BFH auf Art. 79 Abs. 1 Buchst c MwStSystRL. 
Danach sind Beträge, die ein Steuerpflichtiger vom Erwerber oder 
Dienstleistungsempfänger als Erstattung der in ihrem Namen und für ihre 
Rechnung verauslagten Beträge erhält und die in seiner Buchführung als 
durchlaufender Posten behandelt sind, in die Steuerbemessungsgrundlage nicht 
einzubeziehen. 
 
Der BFH verkennt dabei allerdings, dass auf Grund von Art. 373 MwStSystRL 
Deutschland nicht verpflichtet ist, Art. 79 Abs. 1 Buchst. c MwStSystRL in 
nationales Recht umzusetzen. Für eine richtlinienkonforme Auslegung des § 10 
Abs. 1 Satz 5 UStG besteht daher kein Raum, da der nationale Gesetzgeber 
zulässigerweise von dieser Option Gebrauch gemacht hat. Andere Gründe für 
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seine Auslegung hat der BFH nicht angeführt. 
 
Nach dem Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
sind die Grundsätze des BFH-Urteils vom 3.7.2014 - V R 1/14, daher insoweit 
nicht über den entschiedenen Einzelfall hinaus anzuwenden, als der BFH als 
Voraussetzung eines durchlaufenden Postens dessen korrespondierende 
Behandlung in der Buchführung des Steuerpflichtigen fordert. 

Änderung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses 

Abschnitt 10.4 UStAE wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 6 wird gestrichen. 

bb) Die bisherigen Sätze 7 und 8 werden die neuen Sätze 6 und 7 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Für die Annahme eines durchlaufenden Postens in Fällen der 
Gesamtschuldnerschaft obliegt der Nachweis über die Funktion als 
Mittelsperson dem Unternehmer.“ 

Das BMF-Schreiben vom 11.2.2000 - IV D 1-S 7200-16/00, BStBl I S. 360 wird 
aufgehoben. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 11. Januar 2023, III C 2 -S 7200/19/10004 :005. 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2023-01-11-umsatzsteuerliche-behandlung-von-gebuehren-als-durchlaufender-posten-oder-leistungsentgelt.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 19. Januar 2023 

 
 
Die erweiterte unbeschränkte Schenkungsteuerpflicht verletzt nicht 
den allgemeinen Gleichheitssatz i.S. des Art. 3 Abs. 1 GG. Die 
Regelung bewirkt auch keinen Verstoß gegen die unionsrechtliche 
Kapitalverkehrsfreiheit. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Kommanditist kann sein Verlustausgleichsvolumen i.S. des § 
15a Abs. 1 Satz 1 EStG auch durch die Erbringung einer 
freiwilligen Einlage erhöhen. Eine derartige freiwillige Einlage ist 
allerdings nur dann gegeben, wenn sie gesellschaftsrechtlich, 
insbesondere nach dem Gesellschaftsvertrag, zulässig ist. 
Dementsprechend führt die Buchung einer freiwillig vom 
Kommanditisten erbrachten Einlage auf einem variablen 
Eigenkapitalkonto nur dann zu einer Erhöhung des 
Verlustausgleichsvolumens, wenn es sich um eine 
gesellschaftsrechtlich zulässige Einlage in das 
Gesamthandsvermögen der Gesellschaft handelt. 
 
Zum Urteil 
 
 
Eine Anwartschaft auf den Bezug von Geschäftsanteilen an einer 
GmbH (§ 17 Abs. 1 Satz 3 EStG) im Rahmen einer 
Kapitalerhöhung liegt erst dann vor, wenn das Bezugsrecht 
selbständig übertragbar ist. Dies setzt voraus, dass die 
Kapitalerhöhung durch die Gesellschafterversammlung 
beschlossen bzw. der entsprechende Beschluss in das 
Handelsregister eingetragen worden ist. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil II R 5/20: 
Erweiterte 
unbeschränkte 
Schenkungsteuer-
pflicht 
 
 
 
 
 
 
12. Oktober 2022 
 

Urteil IV R 8/19:  
Zur Einlage i.S. des    
§ 15a Abs. 1 Satz 1 
EStG 
 
 
 
 
 
 
 
10. November 2022 
 

 

 
Urteil I R 47/19: 
Anwartschaft auf den 
Bezug von GmbH-
Anteilen im Rahmen 
einer Kapitalerhöhung 
 
 
 
 
 
 
14. September 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310014/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310015/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310013/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VIII R 39/19: Keine Steuerbefreiung gemäß § 3 Nr. 1 Buchst. d EStG 
bei Zuschüssen aufgrund eines Tarifvertrags 
28. September 2022 
Zum Urteil 
 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung von Mieten für 
Mehrwegbehältnisse im Handel 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat die Revision auf ein Urteil des Schleswig-
Holsteinischen Finanzgerichts als nur teilweise begründet angesehen und 
entschieden, dass eine gewerbesteuerliche Zurechnung nach § 8 Nr. 1 Buchst. d) 
GewStG dann ausscheidet, wenn das Mietvertragselement dem gesamten 
Vertrag nicht das Gepräge gibt. Darüber hinaus wies der BFH die Revision als 
unbegründet ab und bejahte die gewerbesteuerliche Hinzurechnung nach § 8 Nr. 
1 Buchst. d) GewStG bei wiederholter Anmietung eines bestimmten Typs von 
sog. Mehrwegsteigen (Gemüsekisten) bei einer andauernden 
Geschäftsbeziehung (Annahme von fiktivem Anlagevermögen). 
Sachverhalt 
Gegenstand des Verfahrens war die Frage, ob Aufwendungen (Mietgebühren) für 
Steigen, welche der Klägerin lt. vertraglicher Vereinbarung zur Nutzung 
überlassen wurden, in den Jahren 2008-2011 nach § 8 Nr. 1 Buchst. d) 
Gewerbesteuergesetz (GewStG) dem Gewinn aus Gewerbebetrieb bei der 
Ermittlung des Gewerbeertrags hinzuzurechnen sind. Im Urteilsfall waren zwei 
unterschiedliche Vertragskonstellation auf Sachverhaltsebene zu unterscheiden. 
In der ersten Konstellation schloss die Klägerin mit einem Geschäftspartner einen 
umfassenden Vertrag ab, welcher die Bereitstellung, Reinigung und den 
Transport der Steigen beinhaltete. Der zweite (mündliche) Vertrag beschränkte 
sich hingegen auf das Zur-Verfügung-Stellen der Steigen. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH bestätigte die Auffassung der Vorinstanz des Schleswig-Holsteinischen 
Finanzgerichts (Urteil vom 30. Juni 2020, 1 K 55/16), dass Aufwendungen nicht 
der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1 Buchst. d) GewStG 
unterliegen, sofern diesen ein umfassender Vertrag zu Grunde liegt und die 
Mietvertragskomponente des Vertrags nicht die prägende Komponente sei. 
Hinsichtlich des zweiten, lediglich mündlich geschlossenen Vertrags wies der 
BFH jedoch die Auffassung des Finanzgerichts, dass die Steigen aufgrund der 
kurzfristigen Verwendung (lt. SV maximal vier Wochen) bei fiktivem 
Eigentumserwerb lediglich dem Umlauf- und nicht dem Anlagevermögen 
zuzuordnen wären mit Verweis auf die Auslegung des Begriffs „dauernd“, zurück. 
Demnach kann ein Gegenstand selbst dann dem (fiktiven) Anlagevermögen 
zuzuordnen sein, wenn sich das Miet- oder Pachtverhältnis lediglich auf Tage 
oder Stunden erstreckt. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310016/
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Die Klägerin habe nicht nur gelegentlich denselben Typ von Steigen bei 
demselben Geschäftspartner bezogen. Ein wirtschaftlicher Eigentumserwerb 
wäre deshalb ebenso sinnvoll gewesen, so dass fiktives Anlagevermögen 
anzunehmen und eine gewerbesteuerliche Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1 Buchst. 
d) vorzunehmen sei. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 01. Juni 2022 (III R 56/20), veröffentlicht am 12. Januar 2023. 
 
Formelle Satzungsmäßigkeit einer ausländischen Satzung 
Die Festschreibung des Satzungszwecks und die Art seiner Verwirklichung in der 
Satzung sollen es der Finanzbehörde ermöglichen, die Voraussetzungen der 
Steuervergünstigung leicht und einwandfrei zu überprüfen. Dies ist nicht der Fall, 
wenn in der Satzung auf ausländische Regelungen verwiesen wird, die vom 
nationalen Recht abweichen, und sich auch sonst aus der Satzung selbst nicht 
ergibt, dass die Anforderungen des nationalen Gemeinnützigkeitsrechts gewahrt 
werden. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
Sachverhalt 
Klägerin war eine rechtsfähige Stiftung nach österreichischem Recht, die unter 
Anwendung des sog. Typenvergleichs nach den Feststellungen des Senates 
nach ihrer wirtschaftlichen und rechtlichen Struktur einem deutschen 
Körperschaftsteuersubjekt entspricht. Sie fällt damit in den Anwendungsbereich 
des § 2 Nr. 1 Körperschaftsteuergesetz (KStG), sodass im Streitfall das Verfahren 
wegen gesonderter Feststellung gem. § 60a Abs. 1 Satz 1 Abgabenordnung (AO) 
i.V. mit § 60a Abs. 2 Nr. 2 AO über die Einhaltung der satzungsmäßigen 
Voraussetzungen nach den §§ 51, 59, 60 und 61 AO als Annexverfahren zur 
Körperschaftsteuer anzuwenden war. 
Die Klägerin verfügte über Vermögen im Inland sowie in Österreich und war nach 
österreichischem Recht als gemeinnützig anerkannt. Nach ihrer Satzung ist 
Stiftungszweck die Förderung von Kunst und Kultur, insbesondere des politischen 
deutschsprachigen Kabaretts im Sinne des Lebenswerkes des Stifterehepaares. 
Nach den weiteren Bestimmungen der Satzung verfolgt die Stiftung mildtätige und 
gemeinnützige Ziele im Sinne der österreichischen Bundesabgabenordnung. Die 
Satzung der Klägerin entspricht nicht vollständig der Mustersatzung nach § § 60 
Abs. 1 Satz 2 AO. 
Die Klage vor dem Niedersächsischen Finanzgericht hatte Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Im Ausgangspunkt zutreffend ist das Finanzgericht davon ausgegangen, dass 
Maßstab der Prüfung, ob die formelle Satzungsmäßigkeit gemäß § 60a Abs. 1 
Satz 1 AO gegeben ist, das nationale Recht ist. Dies gilt unabhängig davon, ob 
die betreffende Körperschaft im In- oder Ausland ansässig ist. Der nationale 
Gesetzgeber ist auch aus Gründen des Unionsrechts -insbesondere der 
Grundfreiheiten- nicht verpflichtet, den Gemeinnützigkeitsstatus nach 
ausländischem Recht anzuerkennen. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310001/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228426/die-anerkennung-einer-auslaendischen-stiftung-als-gemeinnuetzig-richtet-sich-alleine-nach-deutschem-recht/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

ZUM SEMINAR 

Gemäß § 60 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 59 AO müssen die Satzungszwecke und die 
Art ihrer Verwirklichung so genau bestimmt sein, dass bereits aufgrund der 
Satzung geprüft werden kann, ob die satzungsmäßigen Voraussetzungen für die 
Steuerbefreiung (formelle Satzungsmäßigkeit) gegeben sind. Nach § 59 Halbsatz 
1 AO wird die Steuervergünstigung gewährt, wenn sich aus der Satzung, dem 
Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung (Satzung im Sinne dieser 
Vorschriften) ergibt, welchen Zweck die Körperschaft verfolgt, dass dieser Zweck 
den Anforderungen der §§ 52 bis 55 AO entspricht und dass er ausschließlich 
und unmittelbar verfolgt wird. Die Festschreibung in der Satzung soll der 
Finanzbehörde ermöglichen, die Voraussetzungen der Steuervergünstigung leicht 
und einwandfrei zu überprüfen. Deshalb sind der Satzungszweck und die Art 
seiner Verwirklichung so weit wie möglich zu konkretisieren. 
Die Satzung genügt mit ihrer Bezugnahme auf die Verfolgung mildtätiger Ziele im 
Sinne der BAO und der Begünstigung von Künstlern, die "nachweislich einer 
finanziellen Zuwendung bedürfen, um ihre Kunst ausüben zu können", nicht den 
Anforderungen an die Verfolgung mildtätiger Zwecke i.S. des § 53 AO; denn es 
ergibt sich weder eindeutig noch im Auslegungsweg aus der Satzung selbst, ob 
die Klägerin mildtätige Zwecke i.S. des § 53 AO verfolgt. Weitere 
Konkretisierungen der Mildtätigkeit enthält die Satzung der Klägerin nach den 
Feststellungen des Finanzgerichts nicht. 
Wird nach den Angaben in der Satzung neben einem begünstigten Zweck ein 
nicht begünstigter Zweck verfolgt, verstößt die Satzung gegen das Gebot der 
Ausschließlichkeit i.S. von §§ 51 Abs. 1 Satz 1, 56 AO. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 18. August 2022 (V R 15/20), veröffentlicht am 12. Januar 2023. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 

 

 
 
 
 
 
 
Terminplaner 
  
Auf den Punkt gebracht: 
Steueränderungen 2022/2023 
Webcast, 23.02. und 24.02. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/aufdenpunktgebracht
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310003/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/235386/no-charitable-status-for-austrian-foundation/


8 

E-MAIL SENDEN 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: (0 69) 95 85-5680 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: (0 511) 53 57-3242 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2023 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:gabriele.nimmrichter@pwc.com
mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
http://www.pwc.com/structure
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html

	Inhalt
	Redaktion

